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Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom  _______________  gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Auf-
stellungsbeschluss wurde am  _______________  ortsüblich bekanntgemacht.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom _______________  
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom  _______________  bis  _______________  beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom _______________  wurde 
mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom   _____________  
bis  ______________ im Internet veröffentlicht.

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom  _______________  den 
Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  _______________ 
als Satzung beschlossen.

Fridolfing, den ............................  

                                                             _____________________  
                                                                      Johann Schild
                                                                (Erster Bürgermeister)

Ausgefertigt

Fridolfing, den ............................  

                                                             _____________________  
                                                                      Johann Schild
                                                                (Erster Bürgermeister)

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde am  _______________  ge-
mäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungs-
plan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 
Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf 
Verlangen Auskunft gegeben.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 
§§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Fridolfing, den ............................  

                                                             _____________________  
                                                                      Johann Schild
                                                                (Erster Bürgermeister)

Die Gemeinde Fridolfing erlässt aufgrund §§ 1, 1a und 2 sowie §§ 8, 9, 10 und 13a des
Baugesetzbuches (BauGB), der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke
(BauNVO), des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), des Art. 23 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (GO, Art. 4 des Gesetzes über den Schutz, die Pflege 
der Landschaft und Erholung in der freien Natur (BayNatSchG) und § 9 des Gesetzes
über Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG) diesen Bebauungsplan als Satzung
und ersetzt damit für seinen Geltungsbereich den Bebauungsplan "Merowingerstraße".
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B HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

Bebauungsvorschlag

Sichtdreieck außer-
halb Geltungsbereich

4.

Straßenbegrenzungslinie gegenüber öffentlicher Verkehrsflächen 

Freizuhaltendes Sichtdreieck mit Schenkellänge 70 m

Verkehrsflächen

Öffentliche Verkehrsfläche

BaudenkmalD

Baugrenze

Überbaubare Grundstücksflächen

Abgrenzung unterschiedliche Maße für die seitliche Wandhöhe

Höhenbezug für OK.FFB.EG [m ü.NHN], z.B. 389,00 m ü.NHN

Tel.: 0861 / 98 987 -0
info@begs-gmbh.de
www.begs-gmbh.de
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Art der baulichen Nutzung
Das Planungsgebiet wird als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO fest-
gesetzt.

Maß der baulichen Nutzung
Die Grundflächenzahl wird mit 0,47 festgesetzt.

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 BauNVO 
genannten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7 überschritten werden.

Die seitliche Wandhöhe wird gemessen von der Oberkante Fertigfußboden im 
Erdgeschoss OK.FFB.EG bis zum Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit 
OK Dachhaut. Beim Flachdach ist der obere Bezugspunkt die Oberkante Attika. 

Von den festgesetzten Höhen für OK.FFB.EG darf nach oben und unten um bis 
zu 0,25 m abgewichen werden.

Für Nebengebäude ist eine Wandhöhe von höchstens 3,0 m zulässig.

Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
Es gilt die offene Bauweise.

Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Außentreppen sowie von Terrassen 
und Balkonen ist zulässig, wenn diese in ihrer Summe eine Größe von 40 m² je 
Gebäude nicht überschreiten.

Flächen für Nebenanlagen und Anlagen für den ruhenden Verkehr
Nebenanlagen und Nebengebäude sind bis zu einer Größer von jeweils 40 m² auch
außerhalb der Baugrenzen zulässig.

Nicht überdachte Stellplätze sind im gesamten Geltungsbereich zulässig.
Tiefgaragen und deren Zufahrten sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

Gestalterische Festsetzungen
Es sind ausschließlich gleichschenklige Satteldächer mit mittigem First und einer 
Dachneigung von 15-22 Grad sowie begrünte Flachdächer zulässig. 

Die Dacheindeckungen der Gebäude mit Satteldächern sind mit mattem Blech
oder optisch vergleichbaren Materialien auszuführen.

Dachgauben, Dacheinschnitte und sonstige Dachaufbauten sind unzulässig.

Alle Gebäude müssen Dachüberstände von min. 0,7 m aufweisen. 
Über Balkonen ist ein Dachüberstand von 0,4 m erforderlich.
Bei Flachdächern ist kein Dachüberstand erforderlich.

Solarzellen und Sonnenkollektoren sind bei Satteldächern parallel zur Dachfläche 
zu installieren. Eine Aufständerung der Anlagen ist nicht zulässig. Bei Flachdächern
sind sie auch aufgeständert zulässig. Aufgeständerte Anlagen sind mind. 0,5 m vom
Rand des Daches zurückzusetzen.

Die Fassaden sind in einem einheitlichen Erscheinungsbild zu gestalten. Grelle oder
spiegelnde Farben, bzw. Oberflächen sind unzulässig. 

Nicht überdachte Stellplätze und Zufahrten bzw. Zuwegungen sind aus versickerungs-
fähigem Material, z.B. aus Natursteinpflaster, Betonsteinpflaster, Rasenfugenpflaster
oder ähnliche wasserdurchlässige Beläge herzustellen.

Grünordnung
Die Freiflächen sind zu begrünen und mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen.
Je 500 m² Grundstücksfläche ist mind. 1 heimischer Obst- bzw. Laubbaum zu 
pflanzen. Die gepflanzten Gehölze sind zu pflegen, zu erhalten und bei Ausfall zu 
ersetzen.

Für alle Pflanzungen sind nur standortgerechte und klimaverträgliche, heimische 
Laubgehölze zulässig. 

Für alle Neupflanzungen werden nachfolgende Mindestpflanzqualitäten festgesetzt:
Laubbäume 1. bis 3. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpfl., Stammumfang 18 - 20 cm 
Obstbäume: Hochstamm, 3 x verpfl., Stammumfang 12 - 14 cm
Sträucher: verpfl. Strauch, 3 - 8 Triebe, 100 - 150 cm

Die gärtnerische Gesamtgestaltung einschließlich Bepflanzung ist bis spätestens 
im Folgejahr nach Bezugsfertigkeit der jeweiligen Gebäude herzustellen.

Schallschutz
Baulicher Schallschutz
Im Planungsgebiet sind an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich 
schutzbedürftige Räume (z.B. Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungs-
räume in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches; Büroräume 
und Ähnliches) befinden, bei Errichtung und Änderung der Gebäude technische 
Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, die gewährleisten, dass 
die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß den 
eingeführten technischen Baubestimmungen eingehalten werden.

Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden können (Schlaf- und 
Kinderzimmer), müssen Einrichtungen zur Raumbelüftung erhalten, die gewähr-
leisten, dass in dem für den hygienischen Luftwechsel erforderlichen Zustand 
(Nennlüftung) die festgesetzten Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
gegen Außenlärm eingehalten werden. 

Solche Einrichtungen könnten beispielsweise sein: vorgebaute Pufferräume, Prall-
scheiben, Spezialfenster mit erhöhtem Schallschutz bei Lüftungsfunktion, Schall-
dämmlüfter, u.a.

Mechanische Belüftungseinrichtungen dürfen in Schlafräumen im bestimmungs-
gemäßen Betriebszustand (Nennlüftung) einen Eigengeräuschpegel von 30 dB(A) 
im Raum (bezogen auf eine äquivalente Absorptionsfläche von A = 10 qm) nicht 
überschreiten.

Von diesen Festsetzungen kann gemäß § 31 BauGB im Einzelfall abgewichen 
werden, wenn im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmigungs-
freistellungsverfahrens durch eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen 
wird, dass auch geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz und 
geringere Schalldämm-Maße unter Beachtung der gültigen baurechtlichen 
Anforderungen möglich sind.

Luftwärmepumpen
Es ist nur die Errichtung solcher Luftwärmepumpen zulässig, deren ins Freie 
abgestrahlter immissionswirksamer Schallleistungspegel LWA = 50 dB(A) 
nicht überschreitet. Die Aufstellung von Luftwärmepumpen ist nur mit einem 
Abstand von mindestens 3 m zur Grundstücksgrenze zulässig.
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D HINWEISE DURCH TEXT
Abstandsflächen
Die Abstandsfläche nach Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO sind einzuhalten.

Umgang mit Niederschlagswasser
Dachflächenwasser sowie Niederschlagswasser von privaten Hof- und Zufahrts-
flächen sind, soweit die Bodenverhältnisse dies erlauben, auf den jeweiligen 
Grundstücken zu versickern. Dabei ist eine breitflächige Versickerung über eine 
belebte Bodenzone anzustreben.

Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Nieder-
schlagswasser eine genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung 
vorliegt. Die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) 
und der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten.
Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung mit entsprechenden 
Unterlagen zu beantragen. Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von 
Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind dann die Anforderungen der DWA-Arbeits-
blätter 138 und 138-1 einzuhalten.

Die Behandlung des Niederschlagswassers ist durch einen detaillierten 
Entwässerungsplan mit dem Bauantrag nachzuweisen. 

Auf die Möglichkeit der Regenwassernutzung z.B. zur Gartenbewässerung und für
WC-Spülung wird hingewiesen. Die Errichtung einer Eigengewinnungsanlage ist
nach AVBWasserV dem Wasserversorgungsunternehmen zu melden. Es ist unter
anderem sicherzustellen, dass keine Rückwirkungen auf das private und öffentliche
Trinkwasserversorgungsnetz entstehen

Gefahren durch Wasser
Gebäude sind eigenverantwortlich so zu gestalten, dass in der Fläche abfließender 
Starkregen nicht eindringen kann. 

Es dürfen keine Geländeveränderungen vorgenommen werden, die wildabfließende 
Wasser aufstauen oder schädlich umlenken können.

Bau- und Bodendenkmäler
Im Nahbereich des Planungsgebiets befinden sich Baudenkmale. Die Denkmal-
schutzbehörde ist bei allen Baumaßnahmen und Maßnahmen an baulichen An-
lagen, von denen Baudenkmäler unmittelbar oder in ihrem Nahbereich betroffen
sind, zu beteiligen. Gegebenenfalls ist eine entsprechende Erlaubnis nach Art. 6
des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) zu beantragen.

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem
eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutz-
behörde zu beantragen ist.

Artenschutz
Hinsichtlich des Artenschutzes wird auf § 44 BNatSchG "Vorschriften für besonders
geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten" hingewiesen. Demnach
ist es u.a. verboten, geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten zu
stören, zu verletzen und zu töten, sowie deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
zu beschädigen oder zu zerstören.

Auf den gesetzlich geregelten Rodungszeitraum zwischen 01. Oktober bis Ende 
Februar wird hingewiesen. Gehölzentnahmen und Rodungsarbeiten sind nur in-
nerhalb dieses Zeitraums zulässig.

Freiflächengestaltungsplan
Mit der Vorlage des Bauantrags ist auf Grundlage der Art. 5 und 7 BayBO ein
qualifizierter Freiflächengestaltungsplan vorzulegen, der aus den Festsetzungen
des Bebauungsplans entwickelt ist. In diesem sind Angaben über die erforderlichen 
Stellplätze, Verkehrsflächen und deren Oberflächenbefestigung, Art und Umfang 
der Grünflächen, Flächengestaltung, Materialien, Pflanzstandorte und -arten, Lage
und Größe von Nebenanlagen sowie die Höhenentwicklung des Geländes zu treffen.

Schallschutz
Es wird darauf hingewiesen, dass das Baugebiet im Nahbereich der Tittmoninger 
Straße im Nordosten bzw. der Rupertistraße im Südwesten durch Verkehrs-
geräuschimmissionen z.T. stark geräuschbelastet ist.

Dies erfordert baulichen Schallschutz gegen Außenlärm.

Zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses im Jahr 2025 waren zur Erfüllung der 
Anforderungen an den baulichen Schallschutz gegen Außenlärm folgende 
gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße ausreichend:

Bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen, Übernachtungsräumen in Beherber-
gungsstätten, Unterrichtsräumen und ähnliches:

Im Nordosten bis zu einer Entfernung von 30 m zur Mittenachse der 
Tittmoninger Straße:
erf.R′w,ges ≥ 40 dB,

Im Südwesten bis zu einer Entfernung von 15 m zur Mittenachse der 
Rupertistraße:
erf.R′w,ges ≥ 37 dB,

Im übrigen Planungsgebiet
erf.R′w,ges ≥ 35 dB.

Für Büroräume und ähnliches gelten um 5 dB geringere Anforderungen.
Die angegebenen Schalldämm-Maße erf. R’w,ges müssen durch die Gesamtfassade, 
d.h. die Summe aller Außenbauteile einschließlich Fenster, Rollladenkästen, Schall-
dämmlüfter etc. erreicht werden.

Von diesen Anforderungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmigungsfreistellungsverfahrens durch 
eine schalltechnische Untersuchung ausreichender Schallschutz gemäß den ein-
geführten technischen Baubestimmungen (bautechnischer Nachweis nach 
Art. 62 BayBO) nachgewiesen wird.

Die Verantwortlichkeit für ausreichenden baulichen Schallschutz gegen Außenlärm 
liegt unabhängig von den Angaben in diesem Hinweis beim Bauherrn bzw. seinem 
Bevollmächtigten.

14

30

5

1

3

6

3

8

12

16

HsNr. 28

HsNr. 26

23

29

4

21

1239/10

1239/5

1239/9

1235/4

1234/1

30

1239/4

1239/11

1235/2

1239/8

1239/20

27/2

1239/17

1239/19

1239/18

1239/12

1239/7

1249/3

60

1239/6

1239

1235/212
39

/15

Merowingerstraße

D

D

D

D

OK.FFB.EG 
389,00

WH 9,90

WH 10
,20

WH 9,
90

OK.FFB.EG 
389,25


